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+++newsletter+++ 
 

Steuerschuldnerschaft bei Metalllieferungen 
Die mit Wirkung zum 1.10.2014 eingeführte Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei 
Metalllieferungen wird eingeschränkt. Selen und Gold sowie Draht, Stangen, Bänder, Folien, Bleche und 
andere flachgewalzte Erzeugnisse und Profile aus unedlen Metallen sind nicht mehr erfasst. 
Außerdem wurde für Metalllieferungen gemäß der Anlage 4 zum Umsatzsteuergesetz (wie für die 
Lieferung von Mobilfunkgeräten) eine Bagatellgrenze von 5.000 € eingeführt und so der 
Anwendungsbereich der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers eingeschränkt. 
Hinweis: Mit einem aktuellen Schreiben erweitert das Bundesministerium der Finanzen die 
Nichtbeanstandungsregelung zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers: Bei Lieferungen von 
Edelmetallen, unedlen Metallen, Selen und Cermets nach dem 30.9.2014 und vor dem 1.7.2015 wird es 
nicht beanstandet, 
· wenn die Vertragspartner einvernehmlich noch von der Steuerschuldnerschaft des leistenden 

Unternehmers ausgegangen sind oder 
· wenn die Vertragspartner einvernehmlich die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 

angewendet haben, obwohl der leistende Unternehmer Steuerschuldner wäre. 

Steuerfreie Arbeitgeberleistungen für bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf 
Bestimmte Leistungen des Arbeitgebers, die der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf dienen, 
sind ab dem Veranlagungszeitraum 2015 steuerfrei. Dabei handelt es sich zum einen um Vermittlungs- 
und Beratungsleistungen durch ein vom Arbeitgeber beauftragtes Dienstleistungsunternehmen, das den 
Arbeitnehmer hinsichtlich der Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen berät oder 
hierfür Betreuungspersonen vermittelt. Daneben kann der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern auch 
bestimmte Betreuungskosten, die kurzfristig aus zwingenden beruflich veranlassten Gründen entstehen 
und die den üblicherweise erforderlichen regelmäßigen Betreuungsbedarf übersteigen, bis zu einem 
Höchstbetrag von 600 € pro Jahr ersetzen. 

Berücksichtigung nachträglich vorgelegter Freistellungsaufträge 
Bei der Kapitalertragsteuer ist der Abzugsschuldner (in der Regel die Bank) seit 1.1.2015 verpflichtet, auch 
nachträglich vorgelegte Nichtveranlagungsbescheinigungen und Freistellungsaufträge zu berücksichtigen. 
Das gilt längstens bis zur Ausstellung der Steuerbescheinigung. 

Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
Bei Vorliegen konkreter Hinweise auf unvermittelt auftretende schwerwiegende Betrugsfälle, die einen 
größeren Steuerschaden zur Folge hätten, kann das Bundesministerium der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats regeln, dass für die Dauer von maximal neun Monaten 
die Reverse-Charge-Regelung (d. h. Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers) auch für diese 
Fallgruppen gilt. 

Monatliche Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen für 
Vorratsgesellschaften 
Bei Übernahme einer Vorratsgesellschaft oder eines Firmenmantels besteht seit 1.1.2015 im Jahr der 
Übernahme und im folgenden Jahr die Pflicht zur monatlichen Abgabe von Umsatzsteuer-
Voranmeldungen. 



 

 

 

Termine März 2015 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.3.2015 13.3.2015 6.3.2015 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an 
das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.3.2015 13.3.2015 6.3.2015 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.3.2015 13.3.2015 6.3.2015 

Umsatzsteuer4 10.3.2015 13.3.2015 6.3.2015 
Sozialversicherung5 27.3.2015 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.3.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 

Termine April 2015 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.4.2015 13.4.2015 7.4.2015 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.4.2015 13.4.2015 7.4.2015 
Sozialversicherung5 28.4.2015 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 



 

 

Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei 

Vierteljahreszahlern ohne Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.4.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung 
in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
· für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
· die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 
· der Schuldner die Leistung verweigert, 
· besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; 
dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde. 
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf 
enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 
fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, 
acht Prozentpunkte (ab 29.7.2014: neun Prozentpunkte*) über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um 
welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2012: 
Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

1.7. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 
1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 
1.1. bis 30.6.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 % 
1.7. bis 28.7.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 % 
29.7. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 % 
1.1. bis 30.6.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

 
*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 
geschlossen wurden (und bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die 
Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten neue Regelungen. 
Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 
· Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 

60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 
· Die Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 



 

 

· Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen 
Basiszinssatz. 

· Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, 
ansonsten 30 Tage nach Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder 
Dienstleistungsempfangs. 

· Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, 
sofern er seinen Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und 
der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist. 

· Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und 
interne Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von 
Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten). 

· Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf 
grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage dauern. 

Anerkennung von Umzugskosten 
Das Bundesministerium der Finanzen hat die maßgebenden Beträge für umzugsbedingte 
Unterrichtskosten und sonstige Umzugsauslagen bekannt gegeben. Danach gilt für Umzüge ab 1. März 
2014 und ab 1. März 2015 jeweils Folgendes: 
Der Pauschbetrag für sonstige Umzugsauslagen beträgt: 
· für Verheiratete, Lebenspartner und Gleichgestellte 

· 1.429,00 € bei Beendigung des Umzugs ab 1. März 2014 und 
· 1.460,00 € ab 1. März 2015. 

· für Ledige, die die Voraussetzungen des BUKG nicht erfüllen, 
· 715,00 € bei Beendigung des Umzugs ab 1. März 2014 und 
· 730,00 € ab 1. März 2015. 

· Der Pauschbetrag erhöht sich für jede im BUKG bezeichnete weitere Person mit Ausnahme des 
Ehegatten oder Lebenspartners: 
· um 315 Euro zum 1. März 2014 und 
· um 322,00 € zum 1. März 2015. 

Der Höchstbetrag, der für die Anerkennung umzugsbedingter Unterrichtskosten für ein Kind nach BUKG 
maßgebend ist, beträgt: 
· 1.802,00 € bei Beendigung des Umzugs ab 1. März 2014 und 
· 1.841,00 € ab 1. März 2015. 

Antrag auf Anwendung des Teileinkünfteverfahrens ist spätestens 
gleichzeitig mit der Abgabe der Steuererklärung zu stellen 
Die Einkommensteuer für Einkünfte aus Kapitalvermögen beträgt 25 % (Abgeltungsteuer). Soweit 
Einkünfte aus Kapitalvermögen zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, 
aus selbständiger Arbeit oder aus Vermietung und Verpachtung gehören, sind sie diesen Einkünften 
zuzurechnen. Der Abgeltungsteuersatz findet dann keine Anwendung. Mit dem Jahressteuergesetz 2008 
wurde eine weitere Ausnahme vom pauschalen Steuersatz für Kapitalerträge eingeführt. Auf Antrag kann 
für Kapitalerträge aus einer Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft von der Anwendung der 
Abgeltungsteuer abgesehen werden, wenn der Kapitalanleger im Veranlagungszeitraum, für den der 
Antrag erstmals gestellt wird, unmittelbar oder mittelbar 
· zu mindestens 25 % an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist oder 
· zu mindestens 1 % an der Kapitalgesellschaft beteiligt und beruflich für diese tätig ist. 
In diesem Falle unterliegen die Einkünfte auf Antrag dem Teileinkünfteverfahren (60 % der Erträge sind mit 
dem individuellen Steuersatz zu versteuern). Der Abzug von Werbungskosten in Höhe von 60 % der 
Kosten ist möglich. Der Sparer-Freibetrag wird nicht gewährt. 
Das Finanzgericht Münster entschied, dass der Antrag, Einkünfte aus Kapitalvermögen statt mit dem 
Abgeltungsteuersatz unter Anwendung des Teileinkünfteverfahrens der tariflichen Einkommensteuer zu 
unterwerfen, spätestens mit der Abgabe der Einkommensteuererklärung gestellt werden muss. Die Frist 
zur Antragstellung ist nicht verlängerbar, eine nachträgliche Antragstellung ist nicht möglich. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 



 

 

Berücksichtigung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags bei Berechnung des 
Progressionsvorbehalts 
Zur Berechnung des Progressionsvorbehalts sind steuerfreie Leistungen nicht um den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag zu vermindern, wenn bei der Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit ein 
Pauschbetrag oder diesen übersteigende Werbungskosten abgezogen wurden. 
Bei einem Ehepaar wurden im Rahmen der Veranlagung bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
bei dem Ehemann die tatsächlichen Werbungskosten i. H. v. 1.142 € und bei der Ehefrau der 
Pauschbetrag abgezogen. Die Eheleute bezogen beide Elterngeld und machten nun geltend, dass 
zusätzlich auch noch der Pauschbetrag bei dem bezogenen Elterngeld zu kürzen sei. Begründet wurde 
dies damit, dass der Pauschbetrag noch nicht verbraucht sei, weil der Ehemann Werbungskosten in 
tatsächlicher Höhe geltend gemacht habe. 
Ein solcher zusätzlicher Abzug ist jedoch nicht möglich. Dies wäre nur dann der Fall, wenn der Ansatz des 
Pauschbetrags bei der Einkommensermittlung nicht in Frage kommt, weil keine Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit bezogen wurden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Doppelte Haushaltsführung - Mehrgenerationenhaushalt 
Ein Kind kann die Kosten seiner Unterbringung am Arbeitsort auch dann als doppelte Haushaltsführung 
geltend machen, wenn es seinen Haupthausstand nicht allein, sondern im Rahmen eines 
Mehrgenerationenhaushalts mit seinen Eltern führt. 
Bei älteren, wirtschaftlich selbstständigen, berufstätigen Kindern, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil 
in einem gemeinsamen Haushalt leben, ist davon auszugehen, dass sie die Führung des Haushalts 
maßgeblich mitbestimmen, sodass ihnen dieser Hausstand als eigener zugerechnet werden kann. 
Das Kind muss auch keine besondere finanzielle Verantwortung für den gemeinsamen Hausstand, z. B. 
durch die gleichmäßige Beteiligung an den laufenden Haushalts- und Lebenshaltungskosten, 
übernehmen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Gewerbliche Tätigkeit einer Moderatorin von Verkaufssendungen 
Die selbstständige Tätigkeit einer Moderatorin von Werbesendungen für einen Verkaufssender (im 
entschiedenen Fall: Präsentation von Produkten aus den Bereichen Wellness, Kosmetik, Gesundheit 
sowie Reisen) gehört nicht zu den Einkünften aus selbständiger Arbeit. Sie ist als Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb zu qualifizieren, die der Gewerbesteuer unterliegen. 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs kam im entschiedenen Fall eine schriftstellerische Tätigkeit für die 
Moderatorin nicht in Betracht. Es lag auch keine journalistische Tätigkeit vor, weil dazu eine kritische 
Auseinandersetzung mit den vorgetragenen Inhalten notwendig gewesen wäre. Eine künstlerische 
Tätigkeit war auch nicht gegeben, weil es an der eigenschöpferischen Ausrichtung der Tätigkeit der 
Steuerzahlerin als Verkaufsmoderatorin fehlte. 

Keine rückwirkende Aufdeckung von stillen Reserven bei Übertragung 
eines Wirtschaftsguts in ein anderes Betriebsvermögen eines 
Steuerzahlers und anschließende Veräußerung innerhalb der Sperrfrist 
K war alleiniger Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH & Co. KG. Komplementärin der KG war eine 
kapitalmäßig nicht an der KG beteiligte GmbH. K war auch zivilrechtlicher Eigentümer eines der KG zur 
Nutzung überlassenen Grundstücks. Er übertrug das Grundstück mit Vertrag vom 13. Dezember 2007 
unentgeltlich auf die KG. Dort wurde es in der Gesamthandsbilanz aktiviert und mit weiterem Vertrag vom 
13. Dezember 2007 mit Wirkung zum April 2008 veräußert. Das Finanzamt sah in diesem Verkauf einen 
Verstoß gegen gesetzlich vorgesehene Behaltefristen. Deshalb sollte die Übertragung des Grundstücks 
von K auf die KG rückwirkend mit dem Teilwert angesetzt, die stillen Reserven aufgelöst und eine 
dementsprechende Versteuerung vorgenommen werden. 
Dieser Auffassung ist der Bundesfinanzhof nicht gefolgt: Wird das Grundstück durch den alleinigen 
Kommanditisten an der Einpersonen-GmbH & Co. KG unentgeltlich in das Gesamthandsvermögen dieser 
KG übertragen, kann die Einlage mit dem Buchwert erfolgen. Das gilt auch, wenn die KG das Grundstück 
anschließend innerhalb der gesetzlichen Sperrfrist von drei Jahren veräußert. 



 

 

Nach Bestandskraft gestellter Antrag auf Realsplitting kein rückwirkendes 
Ereignis 
Beim Realsplitting kann ein Unterhaltszahler auf Antrag den an seinen geschiedenen oder dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten gezahlten Unterhalt als Sonderausgaben absetzen. Der den Unterhalt 
empfangende Ehegatte muss zustimmen und im Gegenzug die Beträge als sonstige Einkünfte versteuern. 
Versäumt es der Unterhaltszahler, die Sonderausgaben vor Bestandskraft seines 
Einkommensteuerbescheids geltend zu machen, führt der erst danach gestellte Antrag nicht zur Korrektur 
des Steuerbescheids, wenn die Zustimmungserklärung des Unterhaltsempfängers dem Unterhaltszahler 
bereits vor Eintritt der Bestandskraft vorlag. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Nachträglicher Auflösungsverlust aus wesentlicher Beteiligung nach 
insolvenzfreier Liquidation auch rückwirkend zu berücksichtigen 
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehört auch der Gewinn oder Verlust, den ein wesentlich 
beteiligter Gesellschafter aus der Auflösung einer Kapitalgesellschaft erzielt. Die Einkünfte errechnen sich 
aus dem gemeinen Wert des dem Gesellschafter bei der Auflösung zugeteilten oder zurückgezahlten 
Vermögens abzüglich der Anschaffungs- und Veräußerungskosten. Ein Gewinn ist in dem Jahr zu 
versteuern, in dem das auf die Beteiligung entfallende Vermögen der Gesellschaft verteilt wurde. Ein 
Verlust kann bereits in dem Jahr geltend gemacht werden, in dem mit einer wesentlichen Änderung des 
bereits feststehenden Verlusts nicht mehr zu rechnen ist, spätestens aber im Jahr der Löschung der 
Gesellschaft im Handelsregister. Durch spätere Ereignisse können sich die ursprünglich ermittelten und 
bei der Besteuerung berücksichtigten Einkünfte noch ändern. In diesem Fall sind die ursprünglichen 
Steuerbescheide entsprechend zu ändern. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall wurde eine Bau-GmbH 2001 im Handelsregister 
gelöscht. 2003 wurde eine Nachtragsliquidation angeordnet, weil ein Bauherr noch gerichtlich 
Gewährleistungsansprüche gegen die GmbH geltend gemacht hatte. Später einigte man sich auf einen 
Schadensersatz, den der Gesellschafter 2005 zahlen musste. Der Gesellschafter machte die Zahlung als 
nachträglichen Auflösungsverlust für den Veranlagungszeitraum 2005 geltend und wollte entsprechende 
Einkommensteuern erstattet haben. Das Gericht entschied, dass der Schadensersatz als nachträglicher 
Auflösungsverlust zu werten war. Er war als sog. rückwirkendes Ereignis im Veranlagungszeitraum 2001 
zu berücksichtigen. 

Politikberater ist gewerblich tätig 
Ein als Politikberater tätiger Unternehmer beschaffte für seine Auftraggeber im Bereich des Bundestags 
und der Ministerien verschiedene Informationen zu anstehenden Gesetzen. Er berichtete über 
rechtspolitische Entwicklungen und deren Hintergründe und analysierte sie auch. Er meinte, er erziele 
gewerbesteuerfreie Einkünfte aus selbständiger Arbeit, weil er schriftstellerisch bzw. wissenschaftlich tätig 
sei. Der Bundesfinanzhof entschied, dass er gewerblich tätig ist. 
Schriftstellerisch ist nach den Ausführungen des Gerichts eine Tätigkeit nur dann, wenn die Informationen 
der gesamten Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden. Eine reine Ausarbeitung für bestimmte 
Auftraggeber reicht nicht aus. Ebenso wenig liegt eine wissenschaftliche Tätigkeit vor, weil der 
Politikberater lediglich Vorgänge der Gesetzgebung schriftlich zusammengefasst hatte. Eigene 
Forschungen wurden von ihm nicht angestellt und die Bewertungen der von ihm ausgearbeiteten Themen 
hatten nicht die Qualität einer wissenschaftlichen Arbeit. 

Tarifermäßigung für eine mehrjährige Umsatzsteuererstattung 
Eine Umsatzsteuererstattung für mehrere Jahre in zusammengeballter Form erfüllt die Voraussetzung für 
eine einkommensteuerliche Tarifermäßigung. Dazu folgender Fall: 
Ein Spielhallenbetreiber hatte gegen seine Umsatzsteuerbescheide Einspruch eingelegt und nach einem 
Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union wurden Jahre später die Umsatzsteuern für insgesamt 
acht Jahre in erheblicher Höhe erstattet. Der Spielhallenbetreiber beantragte eine ermäßigte Besteuerung 
dieser Beträge als außerordentliche Einkünfte, das Finanzamt lehnte dies ab. 
Der Bundesfinanzhof hat dagegen klar gestellt, dass die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung 
vorliegen. Grundsätzlich sind Steuererstattungen für mehrere Jahre bei Gewerbetreibenden kein 
ungewöhnliches Ereignis. Hier lag jedoch ein atypischer Fall vor, der es rechtfertigte, einen solchen 
Zufluss als außerordentlich anzusehen. Die Umsatzsteuererstattung hatte in diesem Fall den Charakter 
einer Vergütung für eine „mehrjährige Tätigkeit“. 



 

 

Wohnen am Beschäftigungsort bei doppelter Haushaltsführung 
Ein Wohnen am Beschäftigungsort ist dann gegeben, wenn es dem Arbeitnehmer möglich ist, von dieser 
Wohnung aus seine Arbeitsstätte täglich aufzusuchen. Auch wenn die Zweitwohnung näher am 
Familienwohnsitz als an der Arbeitsstätte liegt, spricht das nicht gegen die berufliche Veranlassung der 
Wohnungswahl. 
Grundsätzlich ist die Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ein wesentliches Indiz dafür, ob 
eine doppelte Haushaltsführung beruflich veranlasst ist. Dies ist jedoch nicht allein entscheidend. Das gilt 
insbesondere dann, wenn andere Kriterien eine wesentliche Rolle spielen. Neben der verkehrsgünstigeren 
Lage der Wohnung können auch andere Gründe, wie z. B. Einrichtungen am Ort des Zweitwohnsitzes, die 
für die berufliche Tätigkeit nicht nur von nachrangiger Bedeutung sind, ein Indiz für die berufliche 
Veranlassung der Wohnungswahl sein. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Einkommen- und gewerbesteuerliche Zuordnung von Lizenzeinnahmen 
Lizenzeinnahmen können verschiedenen Einkunftsarten zugeordnet werden. Werden sie den Einkünften 
aus Gewerbebetrieb zugeordnet, können sie nicht mehr zu den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung gehören. 
Gegenstand des Verfahrens vor dem Bundesfinanzhof waren Einkünfte aus der Vermarktung eines 
Urheberrechts für Trikots und Kalender. 

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei 
Betriebsveranstaltungen ab 1. Januar 2015 
Zuwendungen des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen gehören als Leistungen 
im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des Arbeitgebers nicht zum Arbeitslohn, wenn es sich um 
herkömmliche (übliche) Betriebsveranstaltungen und um bei diesen Veranstaltungen übliche 
Zuwendungen handelt. Übliche Zuwendungen bei einer Betriebsveranstaltung sind insbesondere 
Aufwendungen für den äußeren Rahmen (z. B. für Räume, Musik, Kegelbahn, für künstlerische und 
artistische Darbietungen), wenn die Darbietungen nicht der wesentliche Zweck der Betriebsveranstaltung 
sind. 
Auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) hat der Gesetzgeber nun reagiert und entgegen 
dem BFH die bisherige Verwaltungsauffassung durch einen neuen Tatbestand im 
Einkommensteuergesetz ersetzt. Dabei wurde die Bemessungsgrundlage deutlich verbreitert, der seit 
1993 fast unveränderte Wert von 110 € (damals 200 DM) aber nicht erhöht. Allerdings machte er mit 
Wirkung ab 1.1.2015 aus der bisherigen Freigrenze einen Freibetrag. 
Danach gilt künftig Folgendes: 
· Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich um eine Veranstaltung auf betrieblicher Ebene mit 

gesellschaftlichem Charakter handelt. 
· Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des Betriebs, eines Teilbetriebs oder einer in sich 

geschlossenen betrieblichen Organisationseinheit (z. B. einer Abteilung) offen stehen. 
· Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind alle Aufwendungen des Arbeitgebers 

inklusive Umsatzsteuer, und zwar unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern individuell 
zurechenbar sind oder es sich um einen rechnerischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung 
handelt, die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung 
aufwendet. 

· Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 110 € je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden 
Arbeitnehmer nicht übersteigen, bleiben sie beim Arbeitnehmer (wegen des Freibetrags) steuerlich 
unberücksichtigt. 

· Zuwendungen bis 110 € bleiben steuerfrei, soweit ein Arbeitnehmer an nicht mehr als zwei 
Betriebsveranstaltungen pro Jahr teilnimmt. Übersteigen die Kosten für eine von zwei 
Betriebsveranstaltungen den Freibetrag von 110 € und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an weiteren 
Betriebsveranstaltungen teil, sind die insoweit anfallenden zusätzlichen Kosten steuerpflichtig. 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die 
Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen stand. 
Bei den Veranstaltungen sollte noch beachtet werden, dass Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes 
Zehrgeld sind, nicht der Pauschalierungsmöglichkeit unterliegen und voll versteuert werden müssen. 



 

 

Keine unbegrenzte Räum- und Streupflicht eines Anwohners bei Schnee 
und Eisglätte 
In dem vom Landgericht Coburg entschiedenen Fall war eine Fußgängerin auf einem Privatweg gestürzt, 
weil sie auf eine nicht erkennbare vereiste Stelle getreten war. Dabei hatte sie sich den Arm gebrochen. 
Der Anwohner hatte einen Streifen auf dem Privatweg geräumt, ein Teil des Wegs blieb ungeräumt. Die 
Fußgängerin verlangte vom Anwohner Schmerzensgeld, da er den Weg nicht ausreichend geräumt hätte. 
Nach deren Vorstellung müsste der geräumte Streifen so breit sein, dass ein PKW und ein Fußgänger 
aneinander vorbei kommen könnten. 
Das Gericht wies die Klage auf Schmerzensgeld ab. Nach Ansicht der Richter gelten zwar auch für einen 
Privatweg Räum- und Streupflichten, zumal im entschiedenen Fall nicht offensichtlich war, dass es sich 
um einen Privatweg handelte. Der Weg sei jedoch ausreichend geräumt gewesen. Bei einem Fußweg 
müsse der geräumte Streifen so breit sein, dass zwei Fußgänger vorsichtig aneinander vorbeikommen. In 
einem solchen geräumten Bereich können auch vereinzelt glatte Stellen vorkommen. Die Räum- und 
Streupflicht könne nicht so weit gehen, dass jegliche Gefahr verhindert werden müsse. Dies könne einem 
Anwohner nicht zugemutet werden. Im Ergebnis räumte das Gericht der Fußgängerin ein erhebliches 
Mitverschulden ein, da sie den geräumten Weg leicht erkennen konnte, diesen Streifen aber nicht genutzt 
hatte. 

Künstlersozialabgabe: Änderungen seit 1.1.2015 
Am 1.1.2015 ist das so genannte Künstlersozialabgabestabilisierungsgesetz in Kraft getreten. 
Die wichtigsten Änderungen im Überblick: 
Geringfügigkeitsgrenze 
Für Eigenwerber und für Unternehmen, die der Abgabepflicht nach der so genannten Generalklausel 
unterliegen, wurde eine Geringfügigkeitsgrenze eingeführt. Danach sind diese Unternehmen 
abgabepflichtig, wenn die Summe der gezahlten Entgelte in einem Kalenderjahr 450 € übersteigt. Für die 
so genannten typischen Verwerter gilt die Geringfügigkeitsgrenze nicht. 
Die Neuregelung wird erst für die Meldung des Kalenderjahres 2015 (Abgabefrist 31.3.2016) bedeutsam. 
Die Pflicht der Unternehmen, entsprechende Aufzeichnungen zu führen, wird beibehalten. 
Betriebsprüfungen 
Die Künstlersozialabgabe wird seit 1.1.2015 zusammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag von 
den Trägern der Deutschen Rentenversicherung (DRV) geprüft. Arbeitgeber, die bereits 
künstlersozialabgabepflichtig sind oder solche mit mehr als 19 Beschäftigten werden mindestens alle 
vier Jahre geprüft. Arbeitgeber mit weniger als 20 Beschäftigten werden nur dann geprüft, wenn sie zu 
einem jährlich festzulegenden Prüfkontingent gehören, darüber hinaus nur, wenn sie nach Beratung durch 
die Träger der DRV keine schriftliche Bestätigung abgeben, dass relevante Sachverhalte der 
Künstlersozialkasse gemeldet werden. Die jeweilige Prüfung der Arbeitgeber umfasst alle Haupt- und 
Unterbetriebe. Zur Durchführung von branchenspezifischen Schwerpunktprüfungen und anlassbezogenen 
Prüfungen hat die Künstlersozialkasse zusätzlich ein eigenes Prüfrecht erhalten. 
Ausgleichsvereinigung 
Eine Ausgleichsvereinigung erfüllt als Zusammenschluss mehrerer Unternehmen an deren Stelle die 
Pflichten nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz. Zur Erleichterung der Bildung solcher 
Ausgleichsvereinigungen kann die Künstlersozialkasse mit Zustimmung des Bundesversicherungsamts mit 
den Ausgleichsvereinigungen vertraglich abweichende Regelungen zum gesetzlichen Melde- und 
Abgabeverfahren vereinbaren. 
Bußgelder 
Für Verstöße gegen die Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflicht sowie gegen die Aufzeichnungspflicht 
beträgt der Bußgeldrahmen nunmehr einheitlich 50.000 €. 

Begriff der festen Niederlassung bei Dienstleistungen zwischen 
Unternehmern in verschiedenen EU-Mitgliedsstaaten 
Seit 2010 sind Dienstleistungen zwischen Unternehmern in verschiedenen EU-Mitgliedsstaaten dort 
umsatzsteuerbar, wo der Dienstleistungsempfänger den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat. Werden 
die Dienstleistungen an dessen feste Niederlassung erbracht, die nicht der Sitz seiner wirtschaftlichen 
Tätigkeit ist, so sind die Umsätze am Ort der festen Niederlassung steuerbar. 
Der Gerichtshof der Europäischen Union hat in einem Urteil den Begriff der festen Niederlassung definiert. 
Sie liegt dann vor, wenn sie zumindest eine Struktur mit einem hinreichenden Grad an Beständigkeit 
aufweist, die ihrer personellen und technischen Ausstattung nach in der Lage ist, Dienstleistungen, die von 
dem ausländischen Unternehmer an den Leistungsempfänger erbracht werden, für ihre eigene 



 

 

wirtschaftliche Tätigkeit zu verwenden. Ob dies im Einzelfall zutrifft, ist nach Auffassung des Gerichts von 
den jeweiligen nationalen Gerichten zu entscheiden. 

Bruchteilsgemeinschaft ist nur bei Ausführung eigener steuerbarer 
Leistungen Unternehmerin und als Leistungsempfängerin zum 
Vorsteuerabzug berechtigt 
Erwerben mehrere Landwirte gemeinsam einen Mähdrescher, den sie sodann ohne gesondertes Entgelt 
im Rahmen ihres jeweiligen landwirtschaftlichen Betriebs nutzen, sind die einzelnen Mitglieder der 
Bruchteilsgemeinschaft unmittelbar Leistungsempfänger bei der Lieferung des Mähdreschers. Sie können 
deshalb den auf sie entfallenden Anteil an der Umsatzsteuer aus dem Einkauf des Mähdreschers als 
Vorsteuer abziehen. Die Bruchteilsgemeinschaft als solche ist nicht Unternehmerin, da sie keine eigene 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. 
Erwirbt ein Miteigentümer den Miteigentumsanteil eines anderen Miteigentümers, liegt ein unmittelbarer 
Leistungsaustausch zwischen den beiden Miteigentümern vor, sodass der Erwerber die ihm vom 
Veräußerer in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen kann. 
Weist der Veräußerer in der Rechnung die Umsatzsteuer zu niedrig aus, so kann der Leistungsempfänger 
gleichwohl die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen. Eine zu niedrig ausgewiesene 
Umsatzsteuer ist (im Gegensatz zu einer zu hoch ausgewiesenen Umsatzsteuer) eine gesetzlich 
geschuldete Steuer. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Für Buchnachweis als Voraussetzung für steuerfreie Ausfuhrlieferung 
Verbuchung auf separatem Konto unter Bezugnahme auf die jeweilige 
Rechnung ausreichend 
Voraussetzung für die Befreiung einer Ausfuhrlieferung von der Umsatzsteuer ist regelmäßig, dass der 
Unternehmer die Ausfuhr belegmäßig (durch Rechnungen) und buchmäßig (durch Aufzeichnungen) 
nachweist. Für den Buchnachweis reicht es aus, wenn der Unternehmer die Ausfuhrlieferungen auf einem 
separaten Konto unter Bezugnahme auf die jeweilige Rechnung verbucht. Es kommt nicht darauf an, ob 
der Unternehmer zusätzlich ein Warenausgangsbuch führt oder ob seine Buchführung im Allgemeinen als 
ordnungsgemäß anzusehen ist. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Kein Vorsteuerabzug bei Vorliegen einer falschen Rechnung, möglich ist 
der Vorsteuerabzug nur im Billigkeitsverfahren 
Die in Rechnungen gesondert ausgewiesene Steuer ist als Vorsteuer nur abzugsfähig, wenn die 
Rechnung die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt. U. a. muss die Rechnung grundsätzlich den 
vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers und des 
Leistungsempfängers enthalten. Aus Rechnungen mit fehlerhafter Anschrift des leistenden Unternehmers 
ist der Abzug von Vorsteuer zu versagen. 
Das trotz einer fehlerhaften Anschrift der leistende Unternehmer auf andere Weise ermittelt werden kann, 
ist nach einem Urteil des Finanzgerichts Köln für die Frage, ob die materiell-rechtlichen Voraussetzungen 
für den Vorsteuerabzug vorliegen, ohne Bedeutung. Das Gericht lässt den Vorsteuerabzug selbst dann 
nicht zu, wenn der Leistungsempfänger alles ihm Mögliche getan hat, um sich von der Ordnungsmäßigkeit 
der Rechnung zu überzeugen und die Voraussetzungen für die Gewährung von Vertrauensschutz 
vorliegen. Allenfalls kann der Vorsteuerabzug in einem solchen Fall im Billigkeitsverfahren (z. B. Erlass) 
gewährt werden. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Keine umsatzsteuerbare Lieferung, wenn Leasinggeber den 
Leasinggegenstand vom Leasingnehmer nicht wieder erlangt 
Der Gerichtshof der Europäischen Union hat entschieden, dass keine umsatzsteuerbare Lieferung des 
Leasinggebers an den Leasingnehmer oder an sich selbst vorliegt, wenn der Leasingnehmer den 
Leasinggegenstand nach Ablauf der Leasingzeit trotz Bemühungen des Leasinggebers, den Gegenstand 
zurück zu erhalten, an diesen nicht herausgibt. Dies gilt zumindest in den Fällen, in denen der 
Leasingnehmer nach der Kündigung keine weiteren Gegenleistungen erbringt. 



 

 

Parkraumüberlassung gegen nicht kostendeckendes Entgelt an 
Arbeitnehmer ist umsatzsteuerpflichtig 
Das Zurverfügungstellen von Parkplätzen auf dem Betriebsgelände ist nach Auffassung der 
Finanzverwaltung eine nicht umsatzsteuerbare Leistung, die überwiegend durch das betriebliche Interesse 
des Arbeitgebers veranlasst ist. 
Eine andere Auffassung vertritt das Finanzgericht Düsseldorf. Das Gericht entschied, dass die 
Parkraumüberlassung durch einen Arbeitgeber an seine Arbeitnehmer gegen Entgelt der 
Umsatzbesteuerung unterliegt. Die Parkraumüberlassung ist danach auch dann eine steuerpflichtige 
sonstige Leistung, wenn sie überwiegend durch das betriebliche Interesse des Arbeitgebers veranlasst ist. 
Die verbilligte Überlassung des Parkraums steht der Annahme eines steuerpflichtigen 
Leistungsaustausches nicht entgegen. 
Es bleibt abzuwarten, ob der Bundesfinanzhof diese Auffassung bestätigt. 

Regelmäßig kein Vorsteuerabzug bei unentgeltlicher Überlassung einer 
Wohnung durch GmbH an ihren Geschäftsführer 
Die unentgeltliche Überlassung einer Wohnung durch eine Kapitalgesellschaft an ihre Arbeitnehmer führt 
nach Auffassung des Bundesfinanzhofs regelmäßig dazu, dass die Kapitalgesellschaft die auf hierfür 
notwendige Eingangsleistungen entfallende Umsatzsteuer nicht als Vorsteuer abziehen kann. Die 
Eingangsleistungen stehen nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Tätigkeit der 
Kapitalgesellschaft. Übernachtungsleistungen, die ein Unternehmer an seine Arbeitnehmer erbringt, 
gehören nur dann zur wirtschaftlichen Tätigkeit des Unternehmers, wenn sie im überwiegenden 
betrieblichen Interesse des Arbeitgebers bewirkt werden (z. B. Übernachtungsleistungen anlässlich einer 
Dienstreise oder einer sonstigen Auswärtstätigkeit des Arbeitnehmers). Bei langfristiger Überlassung einer 
Wohnung steht das private Wohnbedürfnis des Arbeitnehmers im Vordergrund. 
Bei Gebäuden, die nach dem 31.12.2010 angeschafft oder hergestellt worden sind, scheidet ein 
Vorsteuerabzug auch bei entgeltlicher Überlassung der Wohnung aus. 

Umsatzsteuer im Insolvenzeröffnungsverfahren 
Begründet der vorläufige Insolvenzverwalter ab seiner Bestellung bis zur Insolvenzeröffnung 
Steueransprüche oder stimmt er einer Begründung durch den Unternehmer zu, sind diese Ansprüche im 
eröffneten Insolvenzverfahren vorrangig zu bedienende Masseverbindlichkeiten. Dabei sind nicht alle 
Umsatzsteuerverbindlichkeiten aus dem laufenden Geschäftsbetrieb nach Bestellung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters Masseverbindlichkeiten. Maßgeblich ist vielmehr, dass der vorläufige 
Insolvenzverwalter die Entgelte für umsatzsteuerpflichtige Leistungen des Unternehmers einzieht. 
Nunmehr kann allerdings auch eine Umsatzsteuerschuld, die auf Leistungen vor der Bestellung des 
vorläufigen Insolvenzverwalters beruht, von einer bloßen Insolvenzforderung zur bevorrechtigten 
Masseverbindlichkeit aufsteigen. Die Bestellung des vorläufigen Insolvenzverwalters, zu dessen Gunsten 
ein allgemeiner Zustimmungsvorbehalt besteht und der vom Insolvenzgericht ermächtigt wird, die 
Entgeltforderungen des Unternehmers einzuziehen, führt nämlich dazu, dass das Entgelt uneinbringlich 
wird und die Umsatzsteuer zu korrigieren ist. Mit dem Forderungseinzug begründet der vorläufige 
Insolvenzverwalter den Steueranspruch als Masseverbindlichkeit neu. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Umsatzsteuer: Neuregelungen bei der Selbstanzeige seit dem 1.1.2015 
Der Bundesrat hat im Dezember 2014 das Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung verabschiedet. Das Recht der Selbstanzeige wurde zum 
1.1.2015 u. a. durch Ausdehnung des Berichtigungszeitraums auf zehn Jahre sowie durch eine Erhöhung 
der Strafzuschläge erheblich verschärft. Im Bereich der Umsatzsteuer wurde z. T. wieder der alte 
Rechtszustand von vor dem Schwarzgeldbekämpfungsgesetz hergestellt. Bei Umsatzsteuer-
Voranmeldungen sind in Zukunft wieder mehrfache Korrekturen möglich. Für Umsatzsteuer-
Jahreserklärungen gilt dies allerdings nicht. Diese unterliegen weiterhin dem Vollständigkeitsgebot. 
Nachgeholte oder berichtigte Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen gelten wieder 
als wirksame Teilselbstanzeigen, das Vollständigkeitsgebot gilt insoweit nicht. Die Tatentdeckung stellt 
auch keinen Sperrgrund dar, wenn die Entdeckung der Tat auf der Nachholung oder Berichtigung von 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen beruht. Damit sind seit dem 1.1.2015 wieder mehrfache Korrekturen von 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen möglich. Ebenso ist es für die Korrektur einer Umsatzsteuer-
Jahreserklärung des Vorjahres nicht erforderlich, auch zugleich die Umsatzsteuer-Voranmeldungen des 
laufenden Jahres zu berichtigen. 



 

 

Bei den Umsatzsteuer-Jahreserklärungen besteht das Vollständigkeitsgebot fort, sodass strafbefreiende 
Teilselbstanzeigen hier auch zukünftig nicht möglich sind. Die „faktische Unmöglichkeit“ der Abgabe von 
Selbstanzeigen im Unternehmensbereich ist damit eindeutig. 
Es bleibt bei der bestehenden strafrechtlichen Verjährung von fünf Jahren. Die vorgesehene Verlängerung 
der Strafverfolgungsverjährung für einfache Steuerhinterziehungen auf zehn Jahre wurde nicht 
verwirklicht. Allerdings will der Gesetzgeber den Berichtigungszeitraum der Selbstanzeige auf generell 
zehn Jahre ausdehnen. Zukünftig sind demnach Angaben zu allen unverjährten Steuerstraftaten einer 
Steuerart erforderlich, mindestens jedoch zu allen Steuerstraftaten einer Steuerart innerhalb der letzten 
zehn Kalenderjahre. 
Die Sperrwirkungen bei der Selbstanzeige wurden deutlich verschärft. Zukünftig reicht die Bekanntgabe 
der Prüfungsanordnung gegenüber dem an der Tat Beteiligten für die Sperrwirkung aus. Dies war bisher 
nur für den Täter vorgesehen. Eine Umsatzsteuer-Nachschau führt nunmehr auch -wie eine 
Umsatzsteuer-Sonderprüfung- die Sperrwirkung herbei. Nach Beendigung einer Nachschau ist die 
Möglichkeit zur Selbstanzeige wieder gegeben. Die Sperrwirkung bei der Bekanntgabe einer 
Betriebsprüfung oder Umsatzsteuer-Sonderprüfung ist in Zukunft sachlich und zeitlich auf die in der 
Prüfungsanordnung aufgeführten Zeiträume beschränkt. 
Nach neuem Recht wird der Strafzuschlag bereits ab einem Steuerverkürzungsbetrag von 25.000,00 € 
festgesetzt. Die zu zahlenden Strafzuschläge wurden deutlich erhöht und außerdem gestaffelt: Sie 
betragen nunmehr 10 % bei Hinterziehungsbeträgen unter 100.000,00 €, 15 % bei 
Hinterziehungsbeträgen zwischen 100.000,00 und 1 Mio. € sowie 20 % bei Hinterziehungsbeträgen über 
1 Mio. €. 

Berücksichtigung von Steuerschulden nach Aussetzen der Vollziehung 
oder Stundung bei der Prognoseentscheidung der drohenden 
Zahlungsunfähigkeit 
Setzt die Finanzbehörde die Vollziehung eines Steuerbescheids wegen ernstlicher Zweifel an dessen 
Rechtmäßigkeit aus, fordert sie den festgesetzten Betrag für die Dauer der Aussetzung nicht mehr 
ernsthaft ein. Diese Steuerverbindlichkeiten sind für die Dauer der Aussetzung bei der Feststellung der 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners nicht zu berücksichtigen, weil sie im insolvenzrechtlichen Sinne nicht 
als fällige Forderungen zu bewerten sind. 
Handelt es sich hingegen um eine unstreitige Forderung, die für eine begrenzte Zeit gestundet oder nicht 
ernsthaft eingefordert wird, kann sie bei der Prognose, ob drohende Zahlungsunfähigkeit vorliegt, 
gleichwohl zu berücksichtigen sein. 
Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

Mobilfunkanbieter: Kein Pfand für die Überlassung der SIM-Karte und kein 
gesondertes Entgelt für Rechnung in Papierform 
Die Regelung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen eines Mobilfunkanbieters, wonach für die 
Überlassung der SIM-Karte ein „Pfand“ in Höhe von 29,65 € erhoben wird, benachteiligt die Kunden 
unangemessen, weil die Höhe der Sicherheit das zu sichernde Interesse des Verwenders erheblich 
übersteigt. Bei der Bemessung des Sicherungsinteresses ist dabei auf den Materialwert einer gebrauchten 
und deaktivierten SIM-Karte abzustellen, der erheblich unter dem als Barkaution beanspruchten Pfand 
liegt. 
Eine solche Klausel ist daher ebenso wie die Klausel, nach der für die Zusendung einer Rechnung in 
Papierform (zusätzlich zur Bereitstellung in einem Internetkundenportal) ein gesondertes Entgelt anfällt, 
unwirksam. Ein gesondertes Entgelt für die Papierrechnung ist allenfalls dann gerechtfertigt, wenn der 
Anbieter sein Produkt allein über das Internet vertreibt. 
(Quelle: Urteil des Bundesgerichtshofs) 

 



 

 

 

 

Rechtliche Hinweise 

Der EGSZ - Newsletter fasst regelmäßig Gesetzesänderungen, Urteile, Ver-
waltungsanweisungen oder sonstige, für Sie interessante Informationen zu-
sammen und gibt diese auszugsweise wieder. Der EGSZ - Newsletter erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Wir bitten daher ausdrücklich darum, 
vor einer Anwendung der Inhalte des EGSZ - Newsletters im konkreten Fall 
mit uns Rücksprache zu halten, da wir eine Haftung für die auszugsweise 
Darstellung nicht übernehmen können. Für weitergehende Informationen 
stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 


